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Beschluss:

1. Der Planung eines Neubaus einer Integrierten Einrichtung mit Angeboten für 

Offene Kinder- und Jugendarbeit, für ältere Menschen und für 

Bewohner*innen im Quartier im Rahmen des Bebauungsplans mit 

Grünordnung Nr. 2084 wird zugestimmt.   

2. Das einstweilige Nutzer*innenbedarfs- und Raumprogramm für den Neubau 

der Integrierten Einrichtung im Neubaugebiet Henschelstraße wird zur 

Kenntnis genommen.   

3. Das Kommunalreferat wird gebeten, in Abstimmung mit dem Sozialreferat die 

Anforderungen für die Integrierte Einrichtung zusammenzuführen, mögliche 

Synergien herauszuarbeiten und auf dieser Basis das abschließende und 

vollständig definierte Nutzer*innenbedarfs- und Raumprogramm 

verwaltungsintern abzustimmen und den Vorplanungsauftrag herbeizuführen. 

Auf dieser Grundlage wird entsprechend der Hochbaurichtlinien der weitere 

Planungsprozess aufgenommen.   

4. Dem Betrieb der Räumlichkeiten für die Integrierte Einrichtung mit Angeboten 

eines Senior*innentreffs und eines Nachbarschaftstreffs, ergänzend zum 

bereits genehmigten Betrieb der Offenen Kinder- und Jugendarbeit, wird 

zugestimmt.   

5. Der Stadtrat wird zu einem späteren Zeitpunkt mit dem 

Finanzierungsbeschluss befasst, der im regulären Verfahren im 

Eckdatenbeschluss angemeldet wird.

6. Das Sozialreferat wird beauftragt, zeitnah ein Trägerschaftsauswahlverfahren 

mit dem Ziel, einen Träger bzw. einen Trägerverbund zu akquirieren, 

durchzuführen und dem Stadtrat zur Entscheidung vorzulegen. 
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7. Der ausgewählte Träger bzw. Trägerverbund ist ab Auswahl umfassend 

an der Planung der Einrichtung zu beteiligen. 

8. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Die endgültige Entscheidung in dieser Angelegenheit trifft die Vollversammlung 

des Stadtrats. 


